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DENNIS FRIEß, JULIA JAX, ANNA MICHALSKI 

Vorwort der Herausgeber  

Allgegenwärtig und doch so fern. Die Podiumsdiskussion des 9. Düsseldorfer 
Forums Politische Kommunikation (DFPK) mit dem Titel »Sprechen Sie EU? 
Das kommunikative Versagen einer großen Idee« stand im Zeichen der großen 
Vision von Europa – und dem Unvermögen diese zu kommunizieren und die 
BürgerInnen dafür zu begeistern. Auf der darauf folgenden wissenschaftlichen 
Fachtagung wurde der thematische Bogen weiter aufgespannt: 18 junge Nach-
wuchswissenschaftlerInnen von neun Universitäten präsentierten zwei Tage 
lang ihre Arbeiten aus dem Feld der politischen Kommunikationsforschung – 
u.a. zum Politikbegriff Jugendlicher, zur politischen Kommunikation im Web 
2.0 oder zum Verhältnis von Politik und Medien in fiktionaler Politikunterhal-
tungsformaten. Dieser Tagungsband soll die erfolgreiche Veranstaltung abrun-
den und beide Elemente des DFPK – Podiumsdiskussion und Fachtagung – 
zusammenführen. Auf den folgenden Seiten finden sich sowohl Beiträge der 
DiskutantInnen unserer Podiumsdiskussion als auch die 13 Beiträge der Refe-
rentInnen der Fachtagung, die sich im double-blind review Prozess unter 45 
Einreichungen durchgesetzt haben.  

Dieser Tagungsband ist zugleich das dokumentierte Ergebnis einer einzig-
artigen studentischen Initiative. Im Jahr 2005 einer fixen Idee am Kneipentisch 
entsprungen, organisieren seither Studierende der Masterstudiengänge Politi-
sche Kommunikation und Sozialwissenschaften der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf das DFPK eigenständig. Strukturiert in verschiedene 
Arbeitsgruppen gelang es bereits zum neunten Mal die Tagung für Nach-
wuchswissenschaftlerInnen der politischen Kommunikationsforschung in 
Deutschland auf die Beine zu stellen. 

Natürlich kann eine solche Veranstaltung nur mit der Hilfe Vieler gelingen. 
Die Herausgeber bedanken sich zuallererst bei dem fleißigen Organisations-
team für ihr unermüdliches Engagement. Wir danken Jelena Altenberg, Katrin 
Barth, Thomas Bienen, Carsten Buchmüller, Birthe Budke, Britta Engling, Eric 
Gransow, Nora Weichelt und Gülcan Yücel. 
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Allein mit studentischem Engagement wäre das DFPK 2013 freilich nicht zu 
realisieren gewesen. Unser Dank gebührt daher auch unseren Partnern, Förde-
rern und Sponsoren: Dem Ministerium für Bundesangelegenheiten, Europa 
und Medien des Landes Nordrhein-Westfalen, Blackberry, der Anton-Betz-
Stiftung der Rheinischen Post e.V., dem Bundesverband deutscher Pressespre-
cher, der Unternehmerschaft Düsseldorf, der Deutschen Vereinigung für Poli-
tische Wissenschaft, dem Herbert von Halem Verlag, dem LIT Verlag, politik 
& kommunikation, der Agentur Neues Handeln, dem Dekanat der Philosophi-
schen Fakultät, dem AStA der Heinrich-Heine Universität Düsseldorf und 
dem Förderverein des Sozialwissenschaftlichen Instituts Verso e.V.. 

Nicht zuletzt danken wir den Respondents Prof. Dr. Wolfgang Donsbach, 
Prof. Dr. Olaf Jandura, Dr. Klaus Kamps, Prof. Dr. Hans Mathias Kepplinger, 
Prof. Dr. Christoph Neuberger und Prof. Dr. Gerhard Vowe, die aus ganz 
Deutschland angereist sind, um die Vorträge ihrer möglichen ‚NachfolgerIn-
nen‘ kritisch zu kommentieren. Schließlich danken wir den ProfessorInnen 
und MitarbeiterInnen des Sozialwisschaftlichen Instituts der Heinrich-Heine-
Universität für die kritische und konstruktive wissenschaftliche Begleitung des 
DFPK. 

Im April 2014 jährt sich das DFPK bereits zum 10. Mal. Wir freuen uns mit 
diesem Band einen Teil dieser Geschichte abzubilden und wünschen viel Spaß 
bei der Lektüre.  

Düsseldorf im Januar 2014  

Dennis Frieß, Julia Jax, Anna Michalski 



  

 

 

Essays der Podiumsgäste  
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ANGELICA SCHWALL-DÜREN 

Aus Betroffenen Beteiligte machen – Europakommunikation 
in Nordrhein-Westfalen 

»Sprechen Sie EU? Das kommunikative Versagen einer großen Idee« – so 
lautete der Titel des DFPK im Jahr 2013. Allerdings scheint es wenig zielfüh-
rend, sich darüber auszutauschen, ob und inwieweit in Vergangenheit und 
Gegenwart ein Scheitern der Europakommunikation zu beklagen ist. Dieser 
Beitrag soll sich daher mit der Frage befassen, wie Europakommunikation 
gestaltet werden kann, um Bürgerinnen und Bürger die aktive Bejahung der 
europäischen Idee zu ermöglichen. 

Der Titel des Symposiums eröffnet für die Teilnehmer an dieser Veranstal-
tung natürlich zunächst die Frage: Was ist eigentlich der Unterschied zwischen 
einer Idee und einer großen Idee? Eine konsensfähige Definition könnte sein, 
dass eine Idee jedenfalls dann eine große Idee ist, wenn sie das Potenzial hat, 
das Leben einer Mehrzahl von Menschen in messbarer und nachhaltiger Weise 
zu verbessern. Stellt nun das europäische Einigungswerk, das auf diesem Kon-
tinent seit nunmehr bald siebzig Jahren vorangetrieben wird, in diesem Sinne 
eine große Idee dar? Davon bin ich überzeugt. Das Projekt der europäischen 
Einigung lief nicht nur einfach parallel mit dem wirtschaftlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Wiederaufbau Europas nach dem zweiten Weltkrieg. 
Vielmehr war der Wille, Europa zu einen, eine der Grundvoraussetzungen für 
den Erfolg dieses Wiederaufbauprozesses in allen diesen Bereichen. Denn vor 
dem Hintergrund der Verheerungen der Kriege des 20. Jahrhundert war es vor 
allem der europäische Einigungsprozess, der die Staaten Europas in die Lage 
versetzt hat, jahrhundealte Feindschaften zu überwinden, sich über gemein-
same Ziele zu verständigen und diese auch gemeinsam durchzusetzen – sei es 
die Schaffung eines gemeinsamen Markts, die Förderung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit oder die gemeinsame Bekämpfung globaler Bedrohungen 
wie Klimawandel, Krankheit, Hunger oder Terrorismus. Die europäische Eini-
gung hat diesen Kontinent in einem Maße geprägt, das für seine Gründer wohl 
kaum vorstellbar gewesen wäre. Der gemeinsame Markt, die Freizügigkeit und 
die Rechte der Unionsbürger sind nur die sichtbarsten unter diesen Errungen-
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schaften – allzu leicht wird vergessen, welche Innovationen die Europäische 
Union auch in Bereichen wie Bürgerrechte und Antidiskriminierung ebenso 
geschaffen hat wie im grenzüberschreitenden Umweltschutz und in der Förde-
rung der Gleichstellung von Männern und Frauen. Vieles von dem, was wir 
heute als selbstverständlich zu unserem Staatswesen gehörig betrachten, ist auf 
Initiativen der Europäischen Union zurückzuführen. Vor allem ist mit der 
Europäischen Union im Verlauf der Jahre in Europa eine Staatengemeinschaft 
geschaffen worden, in der neue Spielregeln gelten: eine Gemeinschaft, die sich 
darüber im Klaren ist, dass die Menschen – ebenso wie die Staaten und die 
Wirtschaftssysteme – auf diesem Kontinent so eng miteinander verwoben und 
so stark voneinander abhängig sind, dass das Ökosystem Europa nur dann 
funktioniert, wenn jedes Mitglied die Interessen der anderen mitdenkt. Eine 
erfolgreiche Politik in Europa steht und fällt gestern, heute und morgen mit 
der Bereitschaft, die Interessen der anderen im gemeinsamen Entscheidungs-
prozess als grundsätzlich legitim anzusehen und soweit möglich auch zu be-
rücksichtigen. Niemand behauptet, dass das System der Europäischen Union 
fehlerlos ist oder immer perfekte Ergebnisse liefert. Wie in allen Lebensberei-
chen, so gilt auch hier, dass vieles verbessert und alles weiterentwickelt werden 
muss. Aber die Ideen von Frieden, Freiheit, Solidarität und Nachhaltigkeit, die 
dem europäischen Projekt zugrunde liegen, sind immer noch die Ideen der 
Zukunft, und sie werden bisher in keinem anderem politischen System erfolg-
reicher verwirklicht als im System der Europäischen Union. 

Aber wie wird aus einer großen Idee auch eine erfolgreiche Idee, und wie ent-
wickelt man heutzutage aus einer großen Idee eine Realität, die der Ausgangsi-
dee so weit als möglich Rechnung trägt? Dazu brauchen große Ideen Leiden-
schaft und Augenmaß. Aber auch und gerade große Ideen brauchen vor allem 
viele Fürsprecher. Dieses Postulat führt zu einer Reihe weiterer Schlussfolge-
rungen. Zum einen erwachsen daraus Forderungen an Politik und politische 
Akteure: Sie müssen auf allen Ebenen zu Europa stehen, anstatt sich immer 
wieder wegzuducken, wenn es schwierig wird. Das Handeln darf sich nicht 
nach dem bewährten Muster richten, europäische Errungenschaften als Erfol-
ge des eigenen Handelns für sich in Anspruch zu nehmen, während man 
gleichzeitig europäische oder auch nationale Fehlschläge der EU in die Schuhe 
schiebt. Vor allem muss endlich Schluss damit sein, Europa und europäische 
Politik als »alternativlos« darzustellen. Das gilt vor allem in den Fällen, in 
denen politische Ergebnisse für Bürgerinnen und Bürger potenziell unattraktiv 
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und damit andernfalls nur schwer vermittelbar sind. Denn nichts an Europa ist 
»alternativlos«, dafür bürgt schon allein die Tatsache, dass 28 Mitgliedstaaten 
aufgefordert sind, ihre Expertise, ihre Meinung und ihre Prioritäten einzu-
bringen. Es dürfte kaum ein anders politisches Projekt geben, das so stark auf 
Pluralismus und Wettbewerb der Ideen baut, wie die Europäische Union. Die 
Möglichkeiten, gemeinsam zukunftsfähige Ideen zu entwickeln, für die eigene 
Position zu werben und konsensfähige Lösungen zu finden, sind wohl nir-
gends so stark ausgeprägt wie in Europa. Man muss sich ihrer aber eben auch 
bedienen, selbst wenn das manchmal das Bohren extrem dicker Bretter bedeu-
tet. Und ebenso wie in jedem anderen Politikszenario befreit das gemeinsam 
gefundene Ergebnis die Politikerinnen und Politiker, die an diesem Entschei-
dungsprozess ja beteiligt waren, nicht davon, zu dem auf diese Weise gemein-
sam gefundenen Kompromiss zu stehen und ihn den Bürgerinnen und Bür-
gern kompetent zu vermitteln. 

Zum anderen müssen aber auch die Bürgerinnen und Bürger Europas zu 
Europa als ihrem Projekt stehen, indem sie sich und andere informieren, in-
dem sie das Gespräch über Europa miteinander suchen und indem sie sich 
gestaltend in europäische Willensbildungsprozesse einbringen. Auch hier 
bietet die Europäische Union eine Vielzahl von Beteiligungsmöglichkeiten. Sie 
reichen von der Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen Parlament über 
die Europäische Bürgerinitiative bis zur Beteiligung an Konsultationsverfahren 
der EU-Institutionen zu einer Vielzahl von Themen. Aber auch auf der kom-
munalen und regionalen Ebene, wo sich europäische Entscheidungsprozesse 
immer stärker direkt auswirken, gibt es Möglichkeiten, sich europäisch einzu-
bringen. 

Zum dritten müssen existierende Kommunikationsmechanismen optimiert 
werden. Der Gesprächsfaden zum Thema Europa muss von allen Seiten aufge-
nommen und im Sinne einer gemeinsamen Erzählung weitergesponnen wer-
den. Bürgerinnen und Bürger müssen gefragt werden, in was für einem Euro-
pa sie leben möchten, sie müssen wieder die Überzeugung bekommen, dass 
Europa für sie da ist und nicht umgekehrt, und dass in diesem Europa ihre 
Meinung und ihre Stimme zählt. Wie kann das geschehen? 

In der Praxis erfordert dies, dass einerseits die Information in die Breite getra-
gen und andererseits die Menschen so weit als möglich in sie betreffende Wil-
lensbildungsprozesse eingebunden werden müssen. Ziel ist es somit, auch im 
Hinblick auf Europa »aus Betroffenen Beteiligte zu machen«, und die Men-
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schen mit all ihren Fragen, Zweifeln und Bedürfnissen dort abzuholen, wo sie 
stehen. Hier liegt eine wichtige Aufgabe der europäischen ebenso wie der nati-
onalen Institutionen, aber insbesondere auch der regionalen und der lokalen 
Ebene. Gerade Länder und Kommunen können durch ihre Nähe zum Alltag 
der Bürgerinnen und Bürger das mitunter sperrige Thema Europa auf die 
Lebensverhältnisse der Menschen herunterbrechen. Gerade sie können die 
Herausforderungen ebenso darstellen wie die Chancen, die Europa jedem 
Einzelnen bietet. Gleichzeitig können sie in besonderer Weise als Transmissi-
onsriemen für die Erwartungen der Menschen vor Ort nicht nur in Richtung 
auf die nationalen, sondern auch auf die europäischen Institutionen fungieren. 

Nordrhein-Westfalen hat diese Herausforderung angenommen und ein 
Konzept zur europapolitischen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit erarbeitet, 
das wir gemeinsam mit unseren Partnern umsetzen. Ziel dieses Konzepts ist 
es, einen Beitrag zu einer breit angelegten, konstruktiven und pluralistischen 
Debatte über Europa und die Zukunft der Europäischen Union in allen Teilen 
der Gesellschaft zu leisten. Zu den wichtigsten Zielgruppen dieses Konzepts 
gehören insbesondere junge Menschen und die nordrhein-westfälischen 
Kommunen als die Ebene, die den Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land 
am nächsten ist. Aber auch die Vertreter der organisierten Zivilgesellschaft 
wollen wir in der Formulierung eigener Anliegen gegenüber der europäischen 
Ebene ebenso fördern wir in ihrer eigenständigen Funktion als Multiplikatoren 
der europapolitischen Kommunikation. Ich möchte an dieser Stelle das Kon-
zept im Hinblick auf die genannten drei Zielgruppen exemplarisch vorstellen. 

1 Zielgruppe junge Menschen 

Das Interesse nachwachsender Generationen für den europäischen Einigungs-
prozess zu wecken und zu erhalten, ist für die Zukunft des europäischen Pro-
jekts von entscheidender Bedeutung. Im Hinblick auf diese Zielgruppe umfas-
sen die Aktivitäten die Bereiche schulische Bildung, außerschulische Bildungs- 
und Freizeitarbeit und die Zusammenarbeit mit Hochschulen. Wir tun dies 
durch die Veranstaltung von Wettbewerben wie den an Schülerinnen und 
Schüler gerichteten jährlich stattfindenden Foto- und Filmwettbewerb »Euro-
Visions«, aber auch durch häufig gemeinsam mit Partnern, wie beispielsweise 
der Vertretung der Europäischen Kommission in Bonn, der Europa Union 
oder auch den Jungen Europäischen Föderalisten, veranstalteten Informati-
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onsveranstaltungen an Schulen, durch Diskussionsveranstaltungen wie »Hör-
saal Europa« an Hochschulen des Landes u.v.m. Mehr Aufmerksamkeit wollen 
wir künftig der Beschäftigung mit dem Thema Europa in der außerschulischen 
Bildungs- und Freizeitarbeit widmen. 

Eine besondere Rolle in der Bildung junger Menschen für Europa kommt 
den Schulen zu, die als Europaschulen in Nordrhein-Westfalen zertifiziert sind. 
Sie stellen eine Art Laboratorium dafür dar, wie das – bisweilen zugegebener-
maßen komplexe – Thema Europa von Schulen vermittelt werden kann. Fast 
200 Schulen in unserem Bundesland haben sich insoweit schon auf den Weg 
gemacht, und jedes Jahr kommen weitere als zertifizierte Schulen hinzu. Mit 
diesen Europaschulen verfügt NRW über ein Konzept, das in Deutschland 
ebenso wie in Europa durchaus geeignet ist, Maßstäbe zu setzen. Denn es ist 
zum einen ein Modell, das für jede Schule in Reichweite ist, die sich insoweit 
engagieren möchte – Schulen aller Schulformen sind in NRW Europaschulen, 
von der Grundschule bis zum Berufskolleg. Und die Europaschulen liegen in 
sozialen Brennpunkten ebenso wie in gutbürgerlichen Gegenden, in grenzna-
hen Gegenden ebenso wie mitten im Land. Dabei verlangt das Konzept den 
teilnehmenden Schulen durchaus etwas ab. Denn Schulen, die als Europaschu-
len in NRW zertifiziert werden möchten, müssen die Erfüllung einer Reihe 
von Kriterien nachweisen. Sie müssen ein erhöhtes Fremdsprachenangebot 
und ein bestimmtes Maß an Bilingualität im Unterricht anbieten. Sie müssen 
aktive Schulpartnerschaften im europäischen Ausland unterhalten und sich an 
europäischen Projekten beteiligen, zum Beispiel im Rahmen des Comenius-
Programms. Vor allem aber müssen sie sich ganz konkret mit der Frage ausei-
nander setzen, wo und wann sie Europa im Unterricht und auch darüber hin-
aus thematisieren. 

Wir sehen erfreulicherweise, dass dieses Konzept aufgeht: Europa ist in den 
zertifizierten Schulen heute zu einer Lebenseinstellung geworden. Die Europa-
schulen in Nordrhein-Westfalen nehmen ihren Auftrag sehr ernst, Kinder und 
Jugendliche auf das Leben im vereinten Europa vorzubereiten. Sie tun das, 
indem sie ihnen die Kenntnisse vermitteln, die sie benötigen, um Europa zu 
verstehen, um die Vorteile, die ihnen Europa bietet, auszuschöpfen und um 
letztlich Europa auch mit zu gestalten! Die Ergebnisse können sich sehen las-
sen – die Schulen bringen ein enormes Engagement für Europa auf. Das zeigt 
sich zum Beispiel, wenn sie Europatage durchführen, sich mit Projektvorschlä-
gen an der jährlichen Europawoche beteiligen oder an den zahlreichen Veran-
staltungen teilnehmen, die wir als Landesregierung der Schülerschaft und 
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auch der Lehrerschaft dieser Schulen besonders anbieten, um ihr Engagement 
zu honorieren und ihnen neue Impulse zu geben. Darunter finden sich me-
thodische und inhaltliche Veranstaltungen für Lehrer ebenso wie Schülerkon-
gresse zum Thema Europa und die von der Landesregierung organisierte jähr-
liche Netzwerkveranstaltung aller Europaschulen von Nordrhein-Westfalen. So 
haben sich zum Beispiel zahlreiche Europaschulen im Schuljahr 2012/13 an 
unserem Theaterprojekt beteiligt und in der Europawoche das von der Regis-
seurin Katja Hensel unter Beteiligung der Schülerinnen und Schüler geschrie-
bene Theaterstück »Voll auf der Kippe – ein Tag in der Klasse Europa« im 
ganzen Land aufgeführt. Die Schülerinnen und Schüler aus den Theatergrup-
pen berichten, dass sie seitdem Europa ganz anders wahrnehmen, und die 
Nachrichten darüber aus einem ganz neuen Blickwinkel verfolgen. 

Im zweiten Halbjahr 2013 führen wir gemeinsam mit den Jungen Europäi-
schen Föderalisten (JEF) wieder ein »Simulationsspiel Europäisches Parla-
ment« für Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II aus Europaschulen 
durch, diesmal aus dem Bezirk Detmold – auch diese Aktion, die wir rotierend 
in den fünf Bezirken des Landes durchführen, erfreut sich großer Beliebtheit, 
und bringt junge Menschen nicht nur zum Nachdenken über die Europäische 
Union, sondern verdeutlicht ihnen auch, dass jeder und jede sich an demokra-
tischen Willensbildungsprozessen beteiligen kann und sollte. Darüber hinaus 
sehen wir bei den Europaschulen übrigens auch eine überdurchschnittlich 
hohe Teilnahme an anderen Initiativen. So haben wir kürzlich festgestellt, dass 
ein Viertel der nordrhein-westfälischen Landessieger des Geschichtswettbe-
werbs des Bundespräsidenten aus Europaschulen stammt. 

Kurzum: es zeigt sich, dass Schulen in unserem Land, die sich für Europa en-
gagieren, ihre Schülerinnen und Schüler mit besonderer Hingabe und auch 
mit besonderem Erfolg zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern ausbilden. Ich 
würde mich freuen, wenn jede Schule in unserem Land Europaschule wäre. 
Denn das Konzept bietet Schülerinnen und Schülern durch die qualifizierte 
Auseinandersetzung mit dem Thema Europa einen wichtigen Startvorteil für 
die Herausforderungen des Europas von morgen. 
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2 Europa in der Kommune 

Europa findet in Nordrhein-Westfalen aber selbstverständlich nicht nur in der 
Schule statt. Dies führt zu einem zweiten wichtigen Schwerpunkt der Aktivitä-
ten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen im Bereich der Europakommu-
nikation, und dieser betrifft die Rolle der Kommunen in Europa ebenso wie in 
der Europakommunikation. Schließlich spielt Europa auf der kommunalen 
Ebene schon seit Jahrzehnten eine Rolle: seit Ende des zweiten Weltkrieges 
haben sich gerade auf der lokalen Ebene Menschen und Institutionen durch 
Städtepartnerschaften, Bürgerbegegnungen und andere Aktivitäten im Interes-
se von Völkerverständigung und Aussöhnung in besonderem Maße für einen 
bürgernahen europäischen Einigungsprozess eingesetzt. Denn gerade auf der 
lokalen Ebene, die den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten ist, ist die Zivil-
gesellschaft besonders stark ausgeprägt und besonders gut vernetzt. Kommu-
nen sind deswegen von jeher Lernorte für Demokratie gewesen. Und sie kön-
nen und müssen heute auch zu Lernorten für europäische Demokratie 
werden. Zudem kommt der kommunalen Ebene mittlerweile auch über Städ-
tepartnerschaften hinaus eine wichtige Rolle in Europa zu, und auch das ist 
mit Herausforderungen ebenso wie mit Chancen verbunden. Es ist mittlerwei-
le fast schon eine Binsenweisheit, wie stark EU-Vorhaben sich auf die Gesetz-
gebung in Bund und Ländern auswirken. Sie wirken sich aber insbesondere 
auch auf die kommunale Ebene aus, sei es beim Feinstaub, bei der Gebäudesa-
nierung oder bei der kommunalen Wasserversorgung.  

Während ich davon überzeugt bin, dass wir ohne gemeinsame europäische 
Regelungen gerade in so wichtigen Bereichen wie Umwelt- und Klimaschutz 
ebenso wenig auskommen, wie in seit langem europäisierten Bereichen wie 
Lebensmittelsicherheit oder freiem Warenverkehr, ist doch nicht zu leugnen, 
dass die Kommunen häufig in starkem Maße gefordert sind, wenn es darum 
geht, diese Regelungen umzusetzen. Deshalb sind sie gut beraten, sich schon 
zu einem frühen Zeitpunkt mit den kommenden europäischen Gesetzesvor-
haben auseinander zu setzen, und die entsprechenden Kompetenzen auszubil-
den. Doch geht die Bedeutung der Kommunen für Europa natürlich deutlich 
über die bloße Umsetzung von Rechtsvorschriften hinaus. Gerade weil die 
kommunale Ebene den Bürgerinnen und Bürgern und ihren Bedürfnissen am 
nächsten ist, und sie Tag für Tag mit den Auswirkungen von rechtlichen Vor-
gaben auf das Alltagsleben der Bürgerinnen und Bürger befasst sind, sind die 
Kommunen auch die Experten schlechthin im Verfahren der Folgenabschät-
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zung. Alle Seiten profitieren daher, wenn die Kommunen ihre Expertise nicht 
nur in nationale, sondern auch in europäische Willensbildungsprozesse ein-
bringen. Aber auch dies setzt voraus, dass auf Seiten der Kommunen die Be-
reitschaft dazu besteht, sich mit eigenen Positionen in diese häufig komplexen 
Prozesse einzubringen. Um diesen Annäherungsprozess der Kommunen an 
Europa zu unterstützen, hat die Landesregierung ein Leitprogramm zur Förde-
rung der Europaaktivität der Kommunen erarbeitet. Dieses Leitprogramm sieht 
eine Reihe von Maßnahmen vor, beispielsweise die Intensivierung des Dialogs 
zwischen Kommunen und Landesregierung in EU-Angelegenheiten durch 
regelmäßige Gespräche mit den kommunalen Europabeauftragten, die Unter-
stützung der kommunalen Studieninstitute bei der Entwicklung von Fortbil-
dungskonzepten zu Europathemen für kommunale Mitarbeiter, oder eine 
verbesserte Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden zum 
Thema Europa. 

Eine der wichtigsten Komponenten dieses Leitprogramms aber ist die Aus-
zeichnung »Europaaktive Kommune in Nordrhein-Westfalen«, die am 12. 
April 2013 erstmals von Frau Ministerpräsidentin Kraft an 25 Kommunen des 
Landes verliehen wurde und von nun an jährlich vergeben werden wird. Diese 
Auszeichnung bietet Kommunen, die die »Herausforderung Europa« im Inte-
resse ihrer Bürgerinnen und Bürger annehmen und meistern, die Möglichkeit, 
ihr Engagement auch nach außen zu dokumentieren. Sie soll zudem für alle 
Kommunen im Land das Thema Europa stärker auf die Tagesordnung setzen, 
ihnen helfen, sich in europäischen Angelegenheiten besser miteinander zu 
vernetzen und durch die Verbreitung von besonders guten Beispielen für 
kommunale Europaarbeit voneinander zu lernen. Alle kreisangehörigen Ge-
meinden, kreisfreien Städte und Kreise in Nordrhein-Westfalen können sich 
um diese Auszeichnung bewerben, wenn sie der Auffassung sind, in bestimm-
ten vorgegebenen Handlungsfeldern das Thema Europa für und mit ihren 
Bürgerinnen und Bürgern aktiv zu leben. Im Sinne der Förderung von Nach-
haltigkeit und Bürgernähe der europäischen Idee achtet die Jury bei der Ver-
leihung der Auszeichnung ganz besonders darauf, dass die Europaaktivität von 
der breiten Bevölkerung getragen wird und nicht »nur« von der Verwaltung 
oder von einzelnen Akteuren. Außerdem wird verlange, dass die ausgezeichne-
ten Kommunen eine Vision davon haben, was sie in Zukunft erreichen wollen. 
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3 Europa in der Zivilgesellschaft 

Gerade die Zielgruppe »Zivilgesellschaft« kann auf der kommunalen Ebene 
besonders gut angesprochen werden, auch insofern ist das Leitprogramm zur 
Förderung der Europaaktivität der Kommunen für die Europakommunikation 
in Nordrhein-Westfalen eine wichtige Komponente. Denn gerade auf kommu-
naler Ebene besteht in besonderem Maße die Möglichkeit, die nichtorganisier-
te Zivilgesellschaft zur Auseinandersetzung mit dem Thema Europa anzure-
gen. Hier bleibt jedoch noch viel zu tun, insbesondere bei der Identifizierung 
von Akteuren und Maßnahmen, sowohl im Hinblick auf die organisierte als 
auch auf die nichtorganisierte Zivilgesellschaft.  

Die Landesregierung selbst führt bereits jetzt immer wieder Kommunikati-
onsmaßnahmen durch, die auch und gerade die nicht-organisierte Zivilgesell-
schaft adressieren – ein wichtiges Beispiel hierfür ist die Förderung von Pro-
jekten im Rahmen der Europawoche, aber auch wiederkehrende Formate wie 
die regelmäßig durchgeführte Autorenlesung »Europa erlesen« oder andere 
zielgruppenspezifische Informationsveranstaltungen mit europäischem 
Schwerpunkt. Andererseits geht das Potenzial insbesondere der organisierten 
Zivilgesellschaft über die Kommune sowohl örtlich wie inhaltlich weit hinaus. 
Neben dem Ziel, die organisierte Zivilgesellschaft bei der Wahrnehmung ihrer 
Belange insbesondere auch auf europäischer Ebene zu unterstützen, besteht 
somit ein Interesse, die zivilgesellschaftlich Aktiven in ihrer Funktion als Mul-
tiplikatoren in Sachen Europa zu stärken.  

Um zu gewährleisten, dass die europapolitische Öffentlichkeitsarbeit in 
Nordrhein-Westfalen ein pluralistisches, möglichst viele Zielgruppen abde-
ckendes, regional ausgewogenes und inhaltlich hochwertiges Bild bietet, ist 
weiterhin erforderlich, dass die zahlreichen (auch potenziellen) Akteure der 
europapolitischen Kommunikation miteinander und mit der Landesregierung 
kommunizieren und sich im Hinblick auf ihre regionalen, inhaltlichen oder 
zielgruppenspezifischen Schwerpunkte absprechen. Weiterhin sollen sie durch 
die Landesregierung, aber auch durch den Austausch miteinander, Impulse für 
die künftige Arbeit erhalten. Im Ergebnis kann hierdurch ein hoher Mehrwert 
der Informations- und Bildungsarbeit der verschiedenen Träger für die Bürge-
rinnen und Bürger im ganzen Land geschaffen werden. Erforderlich hierfür ist 
der Aufbau eines starken Netzwerks von Multiplikatoren und sonstigen Akteu-
ren der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit. Die Notwendigkeit, das in 
Nordrhein-Westfalen bereits in Teilen bestehende Netzwerk zu stärken, er-
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klärt, warum gerade Multiplikatoren und Kooperationspartner selbst auch 
Adressaten der europapolitischen Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit der 
Landesregierung sein müssen. Als maßgeblich an der Umsetzung der europa-
politischen Kommunikation in Nordrhein-Westfalen Beteiligte ist ihnen dar-
über hinaus auch Gelegenheit zu geben, ihre Vorstellungen bei der Identifizie-
rung mittel- und langfristiger Strategien und Kommunikationsziele im 
Hinblick auf Europa einzubringen. Auch hier übernimmt die Landesregierung 
eine wichtige Funktion als Vermittlerin und Impulsgeberin. Als Mittel zum 
Zweck dienen hier Kooperationsveranstaltungen mit einem oder mehreren 
Trägern ebenso wie die regelmäßige Durchführung von Netzwerkveranstal-
tungen. 

Im Sommer 2013 haben Kinder aus 13 Europa-Grundschulen in Nordrhein-
Westfalen einen Schülerkongress unter dem Motto »Europa im Herzen begeg-
nen« veranstaltet. Damit haben diese 400 Kinder einen wichtigen ersten 
Schritt – vielleicht den wichtigsten überhaupt – in der europäischen politi-
schen Bildung gemacht: nämlich eine emotionale Beziehung zum Thema Eu-
ropa aufzubauen! 

Ziel der politischen Kommunikation muss es sein, das Thema Europa im 
Sinne eines lebenslangen Lernens im kollektiven Bewusstsein von Europäerin-
nen und Europäern zu verankern, und zwar mit dem Verständnis, dass es sich 
dabei um ein gemeinsam zu gestaltendes Projekt handelt. Gelingt das, so be-
steht die Chance, dass europäische Bürgerinnen und Bürger Europa mit Herz 
und Verstand begegnen, dass sie die damit verbundenen Herausforderungen 
annehmen und die Chancen nutzen und somit gemeinsam ein Europa gestal-
ten, das auch für künftige Generationen als Leitbild diesen kann. Die Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen hat es sich zum Ziel gesetzt, hierzu einen akti-
ven Beitrag zu leisten. 
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HERBERT REUL  

»Sprechen Sie EU? Vom kommunikativen Versagen  
einer großen Idee« 

Das Bild der Europäischen Union (EU) in der öffentlichen Wahrnehmung ist 
nicht das Beste: Ein unübersichtliches Geflecht, zu bürokratisch, zu viele Lob-
byisten – Planet Brüssel. Die gute Idee, die hinter der EU steckt, wird von den 
Bürgern nicht wahrgenommen und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in die Europäischen Institutionen sinkt. Waren es im Herbst 2012 noch 50 
Prozent der EU-Bürger, die der EU vertrauten, waren es im Frühjahr 2013 nur 
noch 31 Prozent. Dieser Wert ist jedoch immer noch höher als das Vertrauen 
der Bürger in ihre nationalen Regierungen. Die Umfrage des Eurobarometers 
79 (Europäische Kommission, 2013) ergab auch, dass sich 62 Prozent der Eu-
ropäer als Bürger der EU fühlen. »Gleichzeitig [offenbart] der Ländervergleich 
[..] erhebliche [nationale] Unterschiede: Während in Luxemburg, auf Malta 
und in der Slowakei mehr als drei von vier Befragten angeben, dass sie sich als 
Bürger der EU fühlen, trifft dies in Bulgarien, im Vereinigten Königreich, auf 
Zypern und in Griechenland auf weniger als die Hälfte der Befragten zu. Al-
lerdings sind diese vier Mitgliedstaaten die einzigen, in denen sich eine Mehr-
heit der Befragten nicht als Bürger der EU fühlt« (Europäische Kommission, 
2013: 8). Obwohl die Bürger gegenüber der EU kritisch eingestellt sind, wird 
Europa als solches also positiv gesehen. »Gleichzeitig beschleicht [die Bürger] 
aber das immer mächtiger werdende Gefühl, dass da etwas nicht stimmt, dass 
eine intransparente, komplexe und verflochtene Mammut-Institution entstan-
den ist, die, losgelöst von Sachproblemen und nationalen Traditionen, immer 
weitere Regelungsbereiche und Kompetenzen an sich zieht; dass die demokra-
tischen Kontrollmechanismen versagen; kurz: dass es so nicht weitergehen 
kann« (Gerken 2007) Und dieses Gefühl hält bis heute an. Aber woran liegt es, 
dass Europa und insbesondere die Europäische Union nicht bei den Bürgern 
ankommen? Zum einen macht die EU den großen Fehler, dass sie zu viele 
Themen gleichzeitig kommuniziert. Das Arbeitsfeld und -pensum von Euro-
päischem Parlament, Europäischer Kommission und dem Rat der Minister-
präsidenten ist groß. Die Europäischen Institutionen beschäftigen sich mit 



24  © Frank & Timme Verlag für wissenschaftliche Literatur 

einer Vielzahl von Themen, die alle als gleich wichtig kommuniziert werden: 
Agrarpolitik, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Initiativen zu mehr 
Wirtschaftswachstum, grenzüberschreitende Bildung, Chemikalienverord-
nung, Innovationsfähigkeit, Binnenmarkt und vieles mehr. Die Themenfülle 
nimmt kein Ende. Und in dieser Vielfalt verliert der Bürger den Überblick. 
Zumal er Themen und Debatten nur so lange aufmerksam verfolgt, wie er sie 
versteht.  

Und hier liegt das zweite Problem: Die EU geht Themen zu technisch an. 
Die Vorschläge der Europäischen Kommission in Form von Verordnungen 
oder Richtlinien sind voller Details. Natürlich sind die Einzelheiten für die 
spätere Umsetzung wichtig, aber für die Kommunikation nach außen sind 
Diskussionen über Halbsätze und Umsetzungsbestimmungen kontraproduk-
tiv. Der Bürger möchte verstehen, worum es überhaupt geht und wie der Ge-
setzgebungsvorschlag sein Leben verändert oder gar verbessert. Das ist in 
Detaildebatten allerdings nicht möglich. Bis die Diskussion von Themen zu 
einem Ergebnis kommt, dauert es also sehr lange: Erarbeitung eines Kommis-
sionsvorschlags, Beratungen im Europäischen Parlament, Beratungen im Eu-
ropäischen Rat, Trilogverhandlungen zwischen den Institutionen. Das braucht 
Zeit. Die Lage wirkt oft unübersichtlich und darauf reagieren die Bürger mit 
Unverständnis und Desinteresse. Und genau das ist das Problem: zu viel, zu 
technisch, zu lang. Die EU überfordert ihre Bürger. In der aktuellen öffentli-
chen Wahrnehmung der Europäischen Union dominieren daher negative 
Eindrücke. Die Medien stürzen sich auf Unmöglichkeiten wie das Ölkänn-
chen-Verbot oder die Gurken-Regulierung. Frei nach dem Motto »Only bad 
news are good news« werden der Lobbyismus-Betrieb in Brüssel oder Skanda-
le über bestechliche Europaparlamentarier in den Medien ausführlich recher-
chiert und aufgearbeitet. Dieses negative Bild über die EU bleibt hängen und 
darüber regen sich die Bürger dann auf – und in vielen Fällen auch zu Recht. 
Um aus diesem Dilemma wieder herauszukommen, muss sich die EU auf das 
Wesentliche konzentrieren und ihre Kommunikation überdenken. 

Im Vertrag über die Europäische Union stellen die Mitgliedstaaten in Artikel 1 
fest, dass »dieser Vertrag [...] eine neue Stufe bei der Verwirklichung einer 
immer engeren Union der Völker Europas dar[stellt], in der die Entscheidun-
gen möglichst offen und möglichst bürgernah getroffen werden« (aktion euro-
pa, 2010: 19). In Artikel 11 wird es konkreter mit den Beteiligungsmöglichkei-
ten für Bürger am politischen Prozess: Information, Austausch, Anhörungen 
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und die europäische Bürgerinitiative. Die formalen Voraussetzungen sind 
gegeben und sie werden auch genutzt: Im Jahr 2012 beschäftigte sich der Peti-
tionsausschuss des Europäischen Parlamentes mit über 2000 Bürgerbeschwer-
den. Meist ging es um Umweltrecht, die europäischen Grundrechte oder den 
Binnenmarkt (Europäisches Parlament, 2012). Erfahrungswerte zur Europäi-
schen Bürgerinitiative liegen noch nicht vor. Dieses Instrument der Bürgerbe-
teiligung, durch welches Anliegen an die Europäische Kommission herange-
tragen werden können, ist seit April 2012 in Kraft und stellt hohe 
Anforderungen an die Bürgerbeteiligung: Mindestens eine Millionen Unter-
stützer aus sieben der 28 EU-Mitgliedstaaten müssen die Initiative unter-
schreiben. Weitere Möglichkeiten der Partizipation sind die vielfältigen Websi-
tes jeder der Institutionen und es gibt Informationsbüros der Kommission 
sowie des Europäischen Parlaments in jeder europäischen Hauptstadt. Zudem 
gibt es immer neue Informationskampagnen, um die Bürger auf verschiedene 
Themenfelder hinzuweisen, die die EU gerade bearbeitet. Beispielsweise mit 
der Kampagne »2013: Jahr der Bürgerinnen und Bürger«. Die EU hat ihr 
Kommunikationsproblem durchaus schon erkannt und versucht nun, es durch 
die Kommunikation von noch mehr Informationen zu lösen. Es gibt genü-
gend, vielleicht sogar zu viel Material in Form von Flyern und Schaubildern. 
Außerdem findet der mündige Bürger alle relevanten Informationen auf den 
Websites der EU und ihrer Institutionen. Das ist aber nicht die richtige Lö-
sung. Weniger ist oft mehr, wenn die Bürger das als relevant bemerken. 

Zum Finden einer Lösung lohnt sich ein Blick in die Vergangenheit: Der 
Ursprung der heutigen Europäischen Union liegt in der 1951 gegründeten 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der sogenannten Montan-
union. Durch wirtschaftliche Zusammenarbeit sollte Europa zusammenwach-
sen und einen erneuten Krieg zwischen Nachbarn vermeiden. Die weiteren 
Ereignisse sind bekannt, das Ziel wurde erreicht. Jean Monnet, einer der maß-
geblichen Gründungsväter der EGKS, erklärte später jedoch: »Wenn ich das 
Ganze noch einmal zu machen hätte, so würde ich nicht bei der Wirtschaft 
anfangen, sondern bei der Kultur.« Wir können die Zeit nicht umkehren, aber 
die EU kann neue Wege gehen, um eine tiefere Integration und eine bessere 
Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern zu erreichen. Notwendig 
sind mehr Streit und Debatten über wichtige Themen und das Ringen um die 
richtige Position. Ein breites Interesse an der Arbeit der EU kann dann auf-
kommen, wenn es Fragen gibt, zu denen sich jeder eine Meinung bildet. Die 
Menschen müssen betroffen sein, sich interessieren, Position beziehen. Aber 
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dafür muss es strittige Positionen erst einmal geben. Beispielsweise hat bei der 
Frage, ob die Türkei Mitglied der Europäischen Union werden soll oder nicht, 
jeder eine Meinung. Das Thema ist sehr komplex, aber dennoch beziehen die 
Menschen schnell Position. In diese Diskussionen werden verschiedene As-
pekte einbezogen, Argumente ausgetauscht und abgewogen. Die EU braucht 
mehr solcher großen kontroversen Fragen und eine Streitkultur. Die Unter-
schiede der politischen Parteien treten dann erst richtig zum Vorschein. Im 
Parlament müssen wir Debatten austragen, statt Kompromisse zu suchen. 
Kontroverse Themenfelder gibt es genug: Europäische Integration, Bürokratie, 
Einwanderung oder die Energieversorgung sind nur einige Vorschläge. 

In einer wirtschaftlich und finanziell immer stärker zusammenwachsenden 
Welt muss Europa mit einer Stimme sprechen. Heute leben sieben Milliarden 
Menschen auf der Erde, davon lebt jeder Zehnte in Europa. 2050 werden es 
voraussichtlich neun Milliarden Menschen sein – und nur noch jeder Zwan-
zigste wird dann Europäer sein. Um in Zukunft weltpolitisch noch eine Rolle 
zu spielen, müssen wir Europa weiterentwickeln, aber auf keinen Fall gefähr-
den. Eine Einigung muss auch der Rat der EU-Staats- und Regierungschefs 
finden. Durch das Prinzip der doppelten Mehrheit ist eine Zustimmung von 
mindestens 55 Prozent der Mitgliedstaaten und mindestens 65 Prozent der 
Bevölkerung der EU nötig (Aktion Europa, 2010: 149). Das heißt, dass im 
Europäischen Rat differenzierte Debatten geführt werden, um zu einer ent-
sprechenden Einigung zu kommen. Gerade die Ratstreffen der letzten Zeit 
haben gezeigt, dass die Staats- und Regierungschefs unterschiedliche Ansich-
ten haben, beispielsweise zur Frage der Staatsverschuldung und der Bewälti-
gung der europäischen Wirtschaftskrise. Diese Debatten haben die Menschen 
in ganz Europa aufmerksam verfolgt und begleitet. In Griechenland, Spanien, 
Portugal und Zypern gingen die Menschen auf die Straße, denn die Entschei-
dungen der EU-Politiker in Brüssel betrafen sie persönlich, es ging und geht 
um ihre Zukunft. Europas Zukunft geht uns alle an und die EU muss die Bür-
gerinnen und Bürger mit auf den Weg nehmen. Wenn es der EU gelingt, euro-
paweit wichtige Themen bekannt zu machen, den Bürgern den Bezug der 
Themen zu ihrem Alltag erklären kann und, wenn möglich, zugespitzte Debat-
ten darüber führt, kann der Dialog gelingen. 
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STEPHAN KOPPELBERG, MARION SCHLOTMANN 

Sprechen Sie EU? Das kommunikative Versagen einer 
großen Idee 

1 Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union  

Die Generaldirektion Kommunikation der Europäischen Kommission gibt 
regelmäßig das sogenannte Eurobarometer zur öffentlichen Meinung in der 
Europäischen Union in Auftrag. Die jüngste Veröffentlichung (Standard-
Eurobarometer 79, Frühjahr 2013) befasst sich mit Fragen der Unionsbürger-
schaft, der Beurteilung der politischen Institutionen, der Wahrnehmung der 
aktuellen wirtschaftlichen Lage, Sorgen und Erwartungen der Europäer, des 
Euro und der Bewertung der Initiativen der EU-Strategie für Wachstum und 
Arbeitsplätze »Europa 2020«. Mit 62 Prozent fühlt sich eine Mehrheit der 
Europäer als Bürger der EU; bei erheblichen Unterschieden im Länderver-
gleich. Die Unionsbürgerschaft wird mit Artikel 20 des Vertrags von Lissabon 
eingeführt. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats 
besitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürgerschaft hinzu, 
ersetzt diese aber nicht. Die Unionsbürgerschaft impliziert eine Reihe von 
Rechten und Pflichten. Fast die Hälfte der Europäer ist mit ihren Rechten als 
EU-Bürger vertraut (46 Prozent), d.h. eine knappe Mehrheit kennt ihre Rechte 
als Bürger der EU nach eigenen Angaben nicht. Als die positivsten Errungen-
schaften der Europäischen Union werden mehrheitlich der freie Verkehr von 
Personen, Gütern und Dienstleistungen innerhalb der EU sowie der Friede 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU genannt.  

Im Trend ist ein Vertrauensverlust in die politischen Institutionen zu ver-
zeichnen, wenngleich trotz des Rückgangs das Vertrauen in die Institutionen 
der Europäischen Union immer noch höher als in die nationalen Regierungen 
und Parlamente ist. Für 30 Prozent der Befragten, hat die EU ein positives 
Image, bei 29 Prozent ruft die EU ein negatives Bild hervor und eine Mehrheit 
von 39 Prozent hat ein neutrales Bild der EU. Fast die Hälfte der Befragten 
sieht die Zukunft der EU optimistisch und 46 Prozent sehen die Zukunft pes-
simistisch. Auffällig ist, dass mehr als zwei Drittel (67%) der Meinung sind, 


